WERKVERTRAG XX/2011
über die Durchführung von Leistungsbeschreibung „Zukunftsfonds-Projekte 2011-2012“ 
abgeschlossen zwischen 

Verein für Geschichtsforschung in österreichischen Gedenkstätten, 
Minoritenplatz 9, 1010 Wien,

(im Folgenden Auftraggeber)

und 

Max Mustermann
Straße Nr.
PLZ Ort
Ggf.: vertreten durch Name Ansprechperson
(im Folgenden Auftragnehmer)
lautend wie folgt:

1. Leistungsgegenstand

Im Rahmen dieses Vertrages verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Erbringung folgender Leistungen:
Gegenstand dieses Vertrags ist die Kontrolle, Korrektur und Überarbeitung der Transkriptionen von Zeitzeugeninterviews ehemaliger Häftlinge des Konzentrationslagers Mauthausen nach den Regeln „Mindeststandards für die Transkription von Interviews für das Archiv der KZ-Gedenkstätte Mauthausen“.

2. Gegenseitige Rechte und Pflichten 

Der Auftragnehmer sichert eine fachlich einwandfreie Arbeitsweise, termingerechte Durchführung und engste Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber zu. 

Der Auftragnehmer wurde aufgrund seiner besonderen Sachkenntnisse mit der Erbringung des unter Punkt 1 definierten Werkes betraut. Der Auftragnehmer verpflichtet sich daher, die Kontrolle, Korrektur und Überarbeitung der Transkriptionen nach den Regeln „Mindeststandards für die Transkription von Interviews für das Archiv der KZ-Gedenkstätte Mauthausen“ persönlich vorzunehmen. Die Kontrolle, Korrektur und Überarbeitung durch Dritte bedarf der Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftragnehmer haftet für das Verschulden aller Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Vertragsverpflichtungen bedient, im gleichen Umfang wie für eigenes Verschulden.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die als Vertragsbestandteil in Beilage ausgewiesenen Transkriptionsregeln genauestens einzuhalten. Ein Abgehen von diesen Regeln kann nur nach schriftlicher Zustimmung durch den Auftraggeber erfolgen.

Beanstandet der Auftraggeber die Kontrolle, Korrektur und Überarbeitung der Transkription als nicht den Absätzen 1 bis 3 samt beigelegten Transkriptionsregeln entsprechend, hat er dies dem Auftragnehmer innerhalb von 30 Tagen nach Abliefertermin nachweislich mitzuteilen. Wird das Transkript nach Kontrolle, Korrektur und Überarbeitung vor dem vertraglich vereinbarten Abgabetermin abgeliefert, beginnt die Frist erst mit dem vereinbarten Abgabetermin. Behebt der Auftragnehmer die beanstandeten Mängel nicht innerhalb einer Frist von 30 Tagen, ist der Auftraggeber berechtigt, die Transkription auf Kosten des Auftragnehmers durch Dritte ändern und, falls erforderlich, bearbeiten zu lassen. Hiezu ist der Auftragnehmer, nicht jedoch sein Rechtsnachfolger zu hören.

Der Auftragnehmer ist hinsichtlich der sonstigen Verwertung seiner Arbeitskraft in selbständiger oder unselbständiger Form nicht gebunden, sofern hierdurch keine Interessenkollision mit der vertragsgegenständlichen Tätigkeit eintritt.

Der Auftragnehmer ist in Bezug auf die vertragsgegenständliche Tätigkeit weder an eine bestimmte Arbeitszeit, noch an einen bestimmten Arbeitsort gebunden; davon ausgenommen sind die einvernehmlich einberufenen Arbeitsgruppensitzungen.

Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer bei der Erbringung von vertragsgegenständlichen Leistungen nach besten Kräften unterstützen, sowie nach Tunlichkeit und Möglichkeit mitwirken. Soweit der Auftragnehmer einer Mitwirkung des Auftraggebers bedarf, hat er den Auftraggeber darüber schriftlich zu informieren und konkret bekannt zu geben, in welcher Form, in welchem Umfang und in welchem Bereich die Mitwirkung erforderlich ist.

3. Vertragsdauer

Die Laufzeit dieses Vertrages beginnt mit X.X 20XX und endet mit Y. Y 20YY. 
4. Honorar

Für die gesamte auf Grund dieses Vertrages des Auftragnehmers entstehende Arbeit und Mühe, einschließlich der hierbei anfallenden Kosten, wie insbesondere Büro- und Materialkosten, Kosten für die erforderliche Anzahl von Abzügen etc., das vom Auftragnehmer unmittelbar in Entlohnung zu nehmende und für die Ausführung des Werkes zu verwendende Personal, udgl., einschließlich der daraus resultierenden steuerlichen und sozialen Lasten erhält der Auftragnehmer eine pauschale Bruttovergütung für Honorar und Kosten in Höhe von Höhe Honorar in €.
(GGf: Die Auszahlung des Honorars erfolgt in monatlichen Raten in der Höhe von € ZZZ,ZZ.)
Der vereinbarte Preis ist ein Festpreis für die Dauer des Projekts. 

Das Entgelt gebührt nur bei tatsächlicher Leistungserbringung. 
5. Gegenseitige Rechte und Pflichten

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin sichert eine fachlich einwandfreie Arbeitsweise, termingerechte Durchführung und engste Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber zu. 

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin ist hinsichtlich der sonstigen Verwertung ihrer Arbeitskraft in selbständiger oder unselbständiger Form nicht gebunden, sofern hierdurch keine Interessenkollision mit der vertragsgegenständlichen Tätigkeit eintritt.

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin ist in Bezug auf die vertragsgegenständliche Tätigkeit weder an eine bestimmte Arbeitszeit, noch an einen bestimmten Arbeitsort gebunden.

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin wurde aufgrund seiner/ihrer Sachkenntnisse betraut. Er/Sie ist daher berechtigt, sich im Rahmen seines/ihres Auftrages nur durch zuverlässige und geeignete Personen vertreten zu lassen. Im Fall einer beabsichtigten Vertretung ist die schriftliche Zustimmung des Auftraggebers vorab einzuholen. Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin haftet für das Verschulden aller Personen, deren sie sich zur Erfüllung ihrer Vertragsverpflichtungen bedient, im gleichen Umfang wie für eigenes Verschulden.

Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin bei der Erbringung von vertragsgegenständlichen Leistungen nach besten Kräften unterstützen.

6. Rechnungslegung

Die Rechnungen sind in zweifacher Ausfertigung zu übermitteln. Rechnungen sind in Euro inklusive der gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer auszustellen.
Im Besonderen ist auf die formalen Rechnungsvorschriften Rücksicht zu nehmen, wie sie in den Richtlinien für Rechnungslegung bzw. den Rechnungsmustern dargestellt sind, die bei Unterzeichnung dieses Vertrages ausgefertigt werden.
Rechnungsempfänger ist der Verein für Geschichtsforschung in österreichischen Gedenkstätten, Minoritenplatz 9, 1010 Wien.  
Rechnungen, die von obigen Formvorschriften abweichen, der Höhe nach unrichtig oder inhaltlich fehlerhaft sind, gelten als nicht eingelangt und werden an den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin zurückgeschickt.

Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage netto ohne Skonto. Sie beginnt nach vollständiger vertragskonformer (Teil)Leistungserbringung am Tag nach dem Eingang der prüffähigen Rechnung beim Rechnungsempfänger zu laufen. Für die Einhaltung der Zahlungsfrist ist die Anweisung der Bank des Auftraggebers durch diesen am letzten Tag der Frist rechtzeitig. Alle Zahlungen werden auf ein von der Auftragnehmerin schriftlich dem Rechnungsempfänger bekannt zu gebendes Bankkonto geleistet. 

7. Rücktritt vom Vertrag

Beide Vertragsparteien sind bei Vorliegen eines von der anderen Partei zu vertretenden wichtigen Grundes, der das Festhalten am Vertrag unzumutbar macht, zum Rücktritt berechtigt. Der Rücktritt bedarf zur Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

Der Rücktritt lässt jegliche Ansprüche, insbesondere solche auf Schadenersatz oder Unterlassung, unberührt. Die Nichtausübung des Rücktrittsrechtes trotz Vorliegens eines wichtigen Grundes bedeutet keinen Verzicht des Auftraggebers auf irgendwelche Rechte oder Ansprüche, insbesondere solcher auf Erfüllung, Gewährleistung und/oder Schadenersatz.

Die Bestimmungen betreffend Geheimhaltung und Datenschutz in Punkt 9 bleiben von einem Rücktritt in jedem Fall unberührt.

8. Gewährleistung

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin leistet Gewähr, dass seine Leistungen die im Vertrag bedungenen und gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften besitzen. Der Auftragnehmerin sichert insbesondere zu, bei Erbringung der in Punkt 1 angeführten Leistungen keine wie immer gearteten Rechte Dritter verletzt zu haben. 
9. Immaterialgüterrechte

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin räumt dem Auftraggeber am Werk gemäß Punkt 1 ohne gesondertes Entgelt ein sowohl zeitlich, sachlich als auch örtlich unbeschränktes, übertragbares, exklusives Werknutzungsrecht ein. Davon umfasst sind jedenfalls alle dem Urheber nach den §§ 14 bis 18a Urheberechtsgesetz BGBl. Nr. 111/1936 in der jeweils geltenden Fassung vorbehaltenen Nutzungs- und Verwertungsrechte. 

Die Auflösung oder Beendigung dieses Vertrages, aus welchem Grunde auch immer, lässt die wechselseitigen Rechte und Pflichten dieses Punktes unberührt.
Der Auftraggeber ist daher insbesondere berechtigt, das Werk gemäß Punkt 1 auf welche Art auch immer uneingeschränkt zu verwenden, zu bearbeiten (einschließlich zu übersetzen) und das unveränderte sowie das bearbeitete Werk zu verbreiten, zu vervielfältigen, zu veröffentlichen, zu vermieten, zu verleihen, zur Verfügung zu stellen (für welchen Zweck auch immer) und das eingeräumte Werknutzungsrecht teilweise oder zur Gänze entgeltlich oder unentgeltlich an Dritte zu übertragen oder diesen Werknutzungsbewilligungen einzuräumen. 

(GGf: Allfällige Publikationen der Projektergebnisse haben jedenfalls die Mitarbeiterinnen, die auf Seiten des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin am Projekt arbeiten, als Autorinnen auszuweisen.)
Der Auftraggeber ist zu einer Nutzung oder Verwertung, welcher Art auch immer, jedoch nicht verpflichtet.

(GGf: Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin ist grundsätzlich berechtigt, die von ihm erbrachten Leistungen, Arbeitsergebnisse und Schöpfungen auch für eigene Forschungszwecke zu verwenden. Vor der Veröffentlichung und vor der Weitergabe derselben an Dritte hat der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin die Zustimmung des Auftraggebers einzuholen. Der Auftraggeber wird die Zustimmung nur in besonders begründeten Ausnahmefällen verweigern. Die Vertragsparteien werden im Bedarfsfall weitere Details bezüglich der von der Auftragnehmerin geplanten Veröffentlichungen (z.B. angemessener Hinweis auf die Finanzierung der Forschungstätigkeit durch den Auftraggeber, allfällige Klarstellung, dass es sich bei der Publikation um die persönliche Ansicht der Auftragnehmerin handelt) einvernehmlich festlegen.)
Soweit der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin Leistungen an einen Dritten beauftragt oder von einem Dritten bezieht, verpflichtet sich der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin, mit jenen Dritten entsprechende Vereinbarungen zu treffen, so dass der Auftraggeber die Rechte an den jeweiligen Arbeitsergebnissen und Schöpfungen im Sinne dieses Vertragspunktes erwirbt. Gleiches gilt sinngemäß für den Fall, dass Mitarbeiter der Auftragnehmerin Werke im Sinne des Urheberechtsgesetzes als (Mit-)Urheber schaffen. 

Die Auflösung oder Beendigung dieses Vertrages, aus welchem Grunde auch immer, lässt die wechselseitigen Rechte und Pflichten dieses Punktes unberührt.
10. Geheimhaltung und Datenschutz

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin verpflichtet sich zur Einhaltung sämtlicher den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin und den Auftraggeber betreffenden gesetzlichen Verschwiegenheitspflichten (insbesondere § 15 Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999 idgF, § 46 Abs. 1 Beamten – Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. I Nr. 333/1979 idgF). Er/Sie ist zur Geheimhaltung aller ihm aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag übermittelten Unterlagen und Dokumente sowie sämtlicher ihm bekannt gewordener Tatsachen und Informationen verpflichtet, sofern ihn/sie der Auftraggeber nicht in einem bestimmten Fall schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin wird für den Fall, dass er/sie sich zur Erfüllung des Auftrags anderer Personen bedient, diese Verschwiegenheitspflichten überbinden. 

Er/Sie wird weiters nur solche Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen einsetzen, die sich gemäß § 15 Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999 idgF, sowie gemäß sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, ihrem Arbeit- oder Dienstgeber gegenüber ausdrücklich schriftlich verpflichtet haben, das Datengeheimnis hinsichtlich aller ihnen im Rahmen der zu erbringenden Arbeits-, Werk- oder Dienstleistung bekannt gewordenen Daten (personenbezogene wie nicht personenbezogene, beispielsweise technische Daten) - sowohl während als auch nach Beendigung des Dienst- oder Werkverhältnisses - zu wahren. 

Im Falle der Verletzung der Verschwiegenheitsverpflichtungen durch einen Mitarbeiter des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin hat auf Verlangen des Auftraggebers der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin den jeweiligen Mitarbeiter von der jeweiligen Werk- oder Dienstleistung sofort abzuberufen.

Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin wird betreffend den Auftragsgegenstand jegliche Kommunikation mit Dritten, insbesondere mit Medien, mit dem Auftraggeber absprechen und dessen Genehmigung einholen. Der Auftraggeber wird die Genehmigung nur in besonders begründeten Ausnahmefällen verweigern.

Die vorstehenden Verpflichtungen bleiben auch nach Beendigung dieses Vertrages aufrecht.
11. Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand

Es gilt österreichisches materielles Recht. Für alle Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang mit diesem Auftrag wird die ausschließliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerichtes am Sitz der Finanzprokuratur in Wien vereinbart. 

Der Auftragnehmer ist im Streitfall nicht berechtigt, fällige Vertragsleistungen zurückzuhalten oder einzustellen.

12. Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die den in den unwirksamen Bestimmungen enthaltenen Regelungen in rechtlich zulässiger Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt für in dem Vertrag enthaltene Regelungslücken. Zur Behebung der Lücke verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die dem am nächsten kommt, was die Parteien nach dem Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 

13. Schriftform

Neben diesem Vertrag bestehen keinerlei mündliche oder schriftliche Abreden. Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen in jedem einzelnen Fall bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit der Schriftform; die Übersendung via Fax oder E-Mail genügt der Schriftform. All dies gilt auch für das Abgehen vom Schriftformerfordernis.

14. Vertragsbestandteil / Beilage

Die beigelegten Allgemeinen Vertragsbedingungen sind integraler Bestandteil des Vertrags.

Der Vertrag wird in zwei Ausfertigungen hergestellt, von denen jeweils eine bei den Vertragspartnern bleibt.

W i e n, am     .     

	Der Auftraggeber:                                                                         
	Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin:
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